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Regierungspläne zum Öko-  aus umstritten. 
Gesetzentwurf: Jeder Hauseigentümer soll künftig erneuerbare Energien nutzen - Höhere Zuschüsse für Solardächer 
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Berlin - Der Wohneigentümer-ver- 
band Haus & Grund hat sich be- 
sorgt über die erhöhten Anforde- 
rungen an Heizsysteme im Rahmen 
des geplanten Klimaschutz-Pake- 
tes der Bundesregierung geäußert. 
Die finanzielle Leistungsfähigkeit 
der privaten Haus- und Woh- 
nungseigentümer sei „be- 
schränkt", sagte Verbandspräsi- 
dent Rolf Kornemann in Berlin. Im 
Energieeinsparungsgesetz sei das 
Gebot der Wirtschaftlichkeit ver- 
ankert. Der verpflichtende Einbau 
einer neuen Heizungsanlage in ei- 
nem hundert Jahre alten Gebäude 
wäre ökonomisch kaum zu vertre- 
ten. Nach den Plänen aus dem 
Bundesumweltministerium sollen 
die energetischen Anforderungen 
an Neu- und Altbauten deutlich 
verschärft werden. Kornemann er- 
klärte: „Die privaten Eigentümer 
werden sich noch stärker als bisher 
am Klimaschutz beteiligen, einer 
ordnungspolitischen Holzhammer- 
Methode aber widersetzen." 

Siegfried Rehberg, Energieex- 
perte des Bundesverbandes deut- 
scher Wohnungs- und Immobilien- 
unternehmen (GdW) sagte der 
WELT: ,,Wir wollen und können 
nur solche Maßnahmen unterstüt- 
zen, die mit einer hohen Energie- 
und Kosteneffizienz - geringe Kos- 
ten und deutliche Minderung des 
fossilen Energieverbrauchs und 
der Kohlendioxid-Emissionen - 
und einer hohen Klimawirkung 
einhergehen. Die aktuell in den 
Ministerien kursierenden Vor- 
schläge erscheinen in Teilen als 
Katalog wünschenswerter Maß- 
nahmen, der in dem Sinne so nicht 
zielführend ist." Der GdW lehne 
nicht aufeinander abgestimmte 
unterschiedliche Einzelmaßnah- 
men strikt ab, die die Eigentümer 
viel Geld kosten und letztendlich 
für den Klimaschutz nur wenig 
bringen. 

Der Verband sei aber bereit, effi- 
ziente Klimaschutzmaßnahmen 
unter Berücksichtigung der Wirt- 
schaftlichkeit für die Eigentümer 
zu unterstützen. Das ,,integrierte 

Der Elnbau von Solardächern auf-Elgenhelmen wird jetzt von der Bundesreglerhng noch stärker gefördert 

Energie- und Klimaprogramm" 
der Bundesregierung müsse die 
Freiheit der Eigentümer bei Inves- 
titionsentscheidungen zur Verbes- 
serung der energetischen Effizienz 
ebenso gewährleisten wie den 
Wettbewerb aller Energieträger, 
sagte Rehberg. ,,Dabei müssen 
freiwillige Marktanreize geschaf- 
fen werden und nicht das Ord- 
nungsrecht weiter verschärft wer- 
den, wie es von der Bundesregie- 
rung geplant ist", kritisierte der 
Energieexperte. 

Heizen mit Okowärme soll näm- 
lich bundesweit zur Pflicht wer- 
den. In einem Gesetzentwurf des 
Bundesumweltministeriums wird 
verlangt, dass Hauseigentümern 
künftig in Neubauten 15 und in 
älteren Häusern zehn Prozent der 
Warme aus erneuerbaren Energien 

gewinnen sollen. Dazu zählen So- Jahr ein Entwurf erarbeitet und im 
lartechnik, Wärmepumpen oder nächsten Jahr dann das Gesetz 
Heizungen fur Holzpellets. Die verabschiedet wird. Es wird damit 
Anforderungen können aber auch gerechnet, dass Hausbesitzer beim 
über Fernwärmenutzung erfiillt Austausch der Heizung mal an die 
werden. In Branchenkreisen geht 10 000 Euro aufwenden müssen. 
man davon aus, dass im laufenden Bereits im Juli hatte die CDU/ 

Mehr Geld fcr Soiaranlag@n 
Umweltminister Sigmar Gabriel hat 
angekündigt, die Investitionszu- 
schüsse f ü r  Solaranlagen und Bio- 
massekesseln um 50 Prozent zu 
erhöhen. Seit Jahresbeginn waren 
im Solarbereich Absatzrückgänge 
von 3 5  Prozent, im Biomassebe 
reich sogar von über 60 Prozent 
verzeichnet worden. Der Bundes- 
verband Solarwirtschaft teilte mit, 

je nach Typ und GröRe der Solar- 
anlage könnten Eigenheimbesitzer 
Zuwendungen von 300 bis mehr 
als 1000 Euro erhalten. So beträgt 
die Investitionsbeihilfe' ab sofort 
60 Euro je Quadratmeter Solarkol- 
lektorfläche. Für eine kombinierte 
Solaranlage mit Heizung gibt es  
einen Zuschuss von 105 Euro je 
Quadratmeter. DW 
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FDP-Landesregierung von Baden- 
Württemberg ein Gesetz auf den 
Weg gebracht, das die Hauseigen- 
tümer schon im nächsten Jahr in 
die Pflicht nimmt. So soll ab 2008 
ein Fünftel des Warmebedarfs in 
Neubauten aus erneuerbaren 
Energien gedeckt werden. Ab 2010 
müssen in dem Bundesland Besit- 
zer älterer Häuser, die eine neue 
Heizung einbauen, zehn Prozent 
des Bedarfs aus erneuerbaren 
Energien decken. 

Wann die Oko-Heizung dann 
bundesweit zur Pflicht wird, ist 
noch nicht klar. Darüber soll am 
23. und 24. August bei der Kabi- 
nettsklausur diskutiert werden. 
Ziel soll es sein, den Anteil alter- 
nativer Energien an der Heizwär- 
me von heute 5,9 auf 14 Prozent im 
Jahr 2020 zu erhöhen. 


